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R E C H T S P R E C H U N G

Die Ausnahme vom Verschlechte-
rungsverbot im Wasserrecht am 
Beispiel der „Schwarzen Sulm“
In der deutschen Literatur wurde der Fall der „Weservertiefung“, der zur Auslegung des Ver-
schlechterungsverbotes der Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/EG (WRRL) durch das Urteil 
des EuGH vom 1. Juli 20151) führte, als „die Mutter aller Wasserrechtsfälle“ bezeichnet.2) Die 
Auseinandersetzung um den Fall „Schwarze Sulm“ in der Steiermark könnte ein ähnliches 
Prädikat für Österreich verdienen, da sich um dieses geplante Wasserkraftwerk eine Vielzahl 
unterschiedlichster rechtlicher Auseinandersetzungen entsponnen hat, an deren Ende nun 
eine wesentliche Aussage des EuGH zur Auslegung des Ausnahmetatbestandes des Art 4 Abs 7 
WRRL mit Bedeutung für künftige Bewilligungsverfahren steht. Außerdem ergingen im Gefolge 
des EuGH-Urteils zwei Entscheidungen des VwGH, mit denen die rechtliche Auseinandersetzung 
um das Wasserkraftwerk nun ein (vorläufiges?)3) Ende gefunden haben dürfte.

Wolfgang Berger

I. Einleitung
II.  Das Verschlechterungsverbot nach dem EuGH-Urteil 

zur „Weservertiefung“
III.  Die Auslegung des Ausnahmetatbestandes durch 

das Urteil des EuGH vom 4. Mai 2016
 A. Der Ausnahmetatbestand des Art 4 Abs 7 WRRL
 B. Übergeordnete öffentliche Interessen

 C. Interessenabwägung
 D. Alternativenprüfung
 E.  Überprüfbarkeit der zur Ausnahmebewilligung 

führenden Abwägung
IV. Das Erkenntnis des VwGH vom 24. Mai 2016
V. Das Erkenntnis des VwGH vom 30. Juni 2016
VI. Resümee

1) Urteil des EuGH v 01. 07. 2015, C-461/13, „Weservertiefung“.

2) Franzius, Fahrrinnenanpassungen der Weser und Elbe, NVwZ 2015, 
176 (177); Linnartz, Die Mutter aller Wasserrechtsfälle – Das Urteil des 
EuGH zur Weservertiefung und die Folgen, NuR 2016, 179.

3) Die Gegner des Projektes sehen die „Projektwerber weiterhin auf 
dünnem Eis“ und meinen, dass die Verfahren noch nicht zu Ende 
seien; vgl die Aussendung des Umweltdachverbandes v 02. 06. 2016, 
die freilich eine nachfolgende Entscheidung des VwGH v 30. 06. 2016 
(siehe unten FN 7) noch nicht berücksichtigen konnte: http://www.
umweltdachverband.at/inhalt/umweltdachverband-zur-causa-schwar-
ze-sulm-projektwerber-weiterhin-auf-duennem-eis?ref=89.

4) Siehe den soeben veröffentlichten Überblick bei Eisenberger/Hof-
mann/Bayer, EuGH und VwGH beenden die 17-jährige Odyssee durch 
die Stromschnellen von WRG und WRRL, RdU-U&T 2016/29, 122.

5) Wasserrechtsgesetz 1959 BGBl Nr 215 idF BGBl I 54/2014.

6) VwGH 24. 05. 2016, 2013/07/0227.

7) VwGH 30. 06. 2016, Ro 2014/07/0028

I. Einleitung

17 Jahre nach der Antragstellung um wasserrechtliche 
Genehmigung des Kraftwerkes, die von zahlreichen 
rechtlichen Auseinandersetzungen mit mehreren Verfah-
ren bis zu den Höchstgerichten und zum EuGH geprägt 
waren,4) ging es im Frühjahr und Frühsommer 2016 
Schlag auf Schlag:
Zunächst wies der EuGH mit Urteil vom 4. Mai 2016, 
C-346/14, die Klage der Europäischen Kommission 
wegen Verletzung der Wasserrahmenrichtlinie 2000/60/
EG (WRRL) ab, weniger als drei Wochen später wies 
der VwGH eine Amtsbeschwerde des BMLFUW ab, die 
sich gegen (vom BM als nicht ausreichend beurteilte) 
Anordnungen nach § 21a WRG5) gerichtet hatte,6) und 
nur ein gutes Monat später wurde vom VwGH die Revisi-
on einer Umweltorganisation gegen die Zurückweisung 
einer Berufung dieser Organisation als unbegründet 
abgewiesen.7)
Diese Entscheidungen behandeln jeweils unterschied-
liche Problemkreise:
– Das Urteil des EuGH vom 4. Mai 2016, C-346/14, 

befasst sich ausschließlich mit der ursprünglichen 
wasserrechtlichen Genehmigung des Wasserkraft-
werkes mit Bescheid vom 24. Mai 2007 und unter-

stellt damit, dass es durch das Vorhaben zu einer (zu-
mindest teilweisen) Verschlechterung des Zustands 
des Oberflächenwasserkörpers der Schwarzen Sulm 
kommt. Daher legt dieses Urteil die Ausnahme vom 
Verschlechterungsverbot gemäß Art 4 Abs 7 WRRL 
aus und behandelt die Frage, ob die Wasserrechts-
behörde zutreffend eine Ausnahmebewilligung nach 
§ 104a WRG erteilt hat.

DD_ÖZW_3_2016_Kern_081-120_19-10-2016.indd   106 19.10.2016   12:24:17



Seite 107 2016

– Hingegen hat der VwGH in seinem Erkenntnis 
vom 24. Mai 2016, 2013/07/0227, in entschei-
dungsrelevanter Weise nur die Frage behandelt, 
ob trotz des EuGH-Urteils ein nachfolgender § 21a 
WRG-Bescheid vom 4. September 2013, mit dem 
dem Konsensinhaber die Vorlage von Unterlagen 
zum Zweck der Adaptierung der in der ursprüngli-
chen Bewilligung festgelegten Pflichtwasserabgabe 
aufgetragen wurde, zurecht erlassen worden war.8) 
Auf diesen Bescheid war zwar die Generalanwältin 
Kokott in ihren Schlussanträgen im Vertragsver-
letzungsverfahren C-346/14 eingegangen9), nicht 
jedoch der EuGH, der in seinem Urteil den späteren 
§ 21a-Bescheid aus prozessualen Gründen völlig 
ausblendete.

– Das Erkenntnis des VwGH vom 30. Juni 2016, Ro 
2014/07/0028, behandelt schließlich die Frage, ob 
einer Umweltorganisation im Verfahren nach § 21a 
WRG Parteistellung und Rechtsmittellegitimation 
zukommt, was vom VwGH im konkreten Fall eindeutig 
verneint wird.

II.  Das Verschlechterungsverbot nach dem EuGH- 
Urteil zur „Weservertiefung“

Mit seinem Urteil vom 1. Juli 201510) hat der EuGH zu 
dem als „Mutter aller Wasserrechtsfälle“ bezeichneten 
deutschen Planfeststellungsverfahren für den Ausbau 
der Bundeswasserstraße Weser aufgrund eines Vor-
abentscheidungsersuchens des deutschen Bundesver-
waltungsgerichts bekanntlich folgende Auslegung des 
Verschlechterungsverbotes gemäß Art 4 Abs 1 lit a ii der 
WRRL vorgenommen:
– Eine Zustandsverschlechterung eines Oberflächen-

wasserkörpers liegt vor, sobald sich der Zustand 
mindestens einer Qualitätskomponente im Sinne 
des Anhanges V der WRRL um eine Klasse ver-
schlechtert, auch wenn diese Verschlechterung 
nicht zu einer Verschlechterung der Einstufung des 
Oberflächenwasserkörpers insgesamt führt.

– Ist jedoch die betreffende Qualitätskomponente im 
Sinne von Anhang V bereits in der niedrigsten Klas-
se eingeordnet, stellt jede Verschlechterung dieser 
Komponente eine „Verschlechterung des Zustands“ 
eines Oberflächenwasserkörpers dar.

Dies war eine Abkehr von der bis dahin in Österreich, 
aber auch in anderen Ländern judizierten „Stufen-(Zu-
standsklassen)-Theorie“ und führt – auch wenn diese 
Auslegung dadurch, dass man nur die Verschlechterung 
der biologischen Qualitätskomponenten als maßgeblich 
ansieht,11) etwas abgemildert werden kann12) – dazu, 
dass eine größere Zahl von Vorhaben unter das was-
serrechtliche Verschlechterungsverbot fällt als bisher. 
Damit kommt dem Ausnahmetatbestand des Art 4 Abs 7 
WRRL, der Vorhaben bei Erfüllung der dort in lit a bis 
d geregelten Bedingungen für zulässig erklärt, erhöhte 
praktische Bedeutung zu. Es war daher für die Praxis 
eminent wichtig, dass eine Klarstellung zur Auslegung 
des Ausnahmetatbestandes durch den EuGH erfolgte.

III.  Die Auslegung des Ausnahmetatbestandes 
durch das Urteil des EuGH vom 4. Mai 2016

Mit dem nun zu besprechenden Urteil vom 4. Mai 2016, 
C-346/14, hat der EuGH in dem von der Kommission 
gegen Österreich wegen der Bewilligung des Wasser-
kraftwerkes an der Schwarzen Sulm geführten Vertrags-
verletzungsverfahren eine Auslegung vorgenommen, 
die zu einer durchaus handhabbaren Anwendung des 
Ausnahmetatbestandes führt.

A.  Der Ausnahmetatbestand des Art 4 Abs 7 WRRL

Die Bestimmung des Art 4 Abs 7 WRRL (die in Ös-
terreich durch § 104a Abs 2 WRG umgesetzt wurde) 
ermöglicht die wasserrechtliche Genehmigung eines 
Vorhabens trotz einer Verschlechterung des Zustands 
eines Oberflächenwasserkörpers (iS des § 104a Abs 1 
WRG), wenn die Prüfung öffentlicher Interessen ergeben 
hat, dass bestimmte Voraussetzungen vorliegen. Die 
Anforderungen für diese Prüfung nach Art 7 lit a bis d 
WRRL gibt der EuGH in Rn 66 seines Urteils vom 4. Mai 
201613) wie folgt wieder:
1. Wurden alle praktikablen Vorkehrungen getroffen, 

um die negativen Auswirkungen des streitigen 
Vorhabens auf den Zustand des betroffenen Was-
serkörpers zu mindern?

2. Wurden die Gründe für dieses Vorhaben im Einzelnen 
dargelegt?

8) Hingegen war der Bescheid vom 04. 09. 2013 „nicht Gegenstand der 
Klage“ beim EuGH (Urteil v 04. 05. 2016, C-346/14, Rn 47).

9) Schlussanträge der Generalanwältin Juliane Kokott v 3. 9. 2015, 
C-346/14, Rn 40 ff.

10) Urteil v 01. 07. 2015, C-461/13.

11) In diesem Sinne Berger/Berl, Das wasserrechtliche Verschlechte-
rungsverbot nach dem Urteil des EuGH C-461/13, RdU-UT 2015/25, 100 
(104, Punkt C.3.b.); ebenso Faßbender, Das Verschlechterungsverbot 
im Wasserrecht – aktuelle Rechtsentwicklungen, ZUR 2016, 195 (201); 
Durner, Probleme und Perspektiven bei der Umsetzung des Weserver-
tiefungsurteils des EuGH insbesondere beim Umgang mit Einleitungen, 
in: Zeitschrift für Deutsches und Europäisches Wasser-, Abwasser- und 
Bodenschutzrecht (W+B) 2015, 195 (198); Ginzky, Die Entscheidung 
des EuGH zum Verschlechterungsverbot – Alle Fragen geklärt?, NuR 
2015, 624 (628).
In diesem Zusammenhang ist auch auf die Rn 58 des Urteils des EuGH v 
04. 05. 2016 hinzuweisen: Dort heißt es, dass der Zustand der Wasser-
körper „gemäß den ökologischen Qualitätsquotienten […] auf einer fünf-
stufigen Skala mittels eines diese verschiedenen Klassen trennenden 
Grenzwerts der biologischen Qualitätskomponenten“ [Hervorhebung vom 
Autor] bestimmt werde. Dies kann wohl als Unterstützung der von Berger/
Berl, aaO 104 vertretenen Auffassung interpretiert werden, wonach für 
das Verschlechterungsverbot nur die Auswirkungen auf die biologischen 
Qualitätskomponenten maßgeblich sind und die Verschlechterung ande-
rer Qualitätskomponenten gegen das Verschlechterungsverbot nur dann 
verstößt, wenn sie sich auf die biologischen Komponenten auswirkt.

12) Im aktuellen Informationsschreiben des BMLFUW vom Oktober 
2016, BMLFUW-UW.4.1.2/0036-IV/1/2015, über die Auslegung der 
Bestimmungen zum Verschlechterungsverbot wird unter Verweis auf den 
Artikel von Berger/Berl (FN 11) ausgeführt, dass derart argumentiert 
werden kann, dass es „nur dann zu der Annahme einer Verschlechte-
rung kommt, wenn die Verschlechterung einer hydromorphologischen 
oder physikalisch-chemischen Komponente zu einer Verschlechterung 
einer biologischen Qualitätskomponente führt“.(Hervorhebung durch 
den Autor)

13) Unter Verweis auf seine Entscheidung im Fall der Umleitung des 
Oberlaufs des Flusses Acheloos (Westgriechenland) v 11. 09. 2012, 
C-43/10, Rn 67 und 69.
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R E C H T S P R E C H U N G

3. Ist das Vorhaben
– von übergeordnetem öffentlichen Interesse, und/

oder
– wird der Nutzen, den die Verwirklichung der in 

Art 4 Abs 1 dieser Richtlinie genannten Ziele für 
die Umwelt und die Gesellschaft hat, durch den 
Nutzen der Umsetzung dieses Vorhabens für 
die menschliche Gesundheit, die Erhaltung der 
Sicherheit der Menschen oder die nachhaltige 
Entwicklung übertroffen?

4. Können die nutzbringenden Ziele, denen das Vor-
haben dienen soll, aus Gründen der technischen 
Durchführbarkeit oder aufgrund unverhältnismäßi-
ger Kosten nicht durch Mittel, die eine wesentlich 
bessere Umweltoption darstellen, erreicht werden?

B.  Übergeordnete öffentliche Interessen

Im Zusammenhang mit (Klein-)Wasserkraftwerken ist vor 
allem das Vorliegen eines übergeordneten öffentlichen 
Interesses im Fokus. Diese vom EuGH als dritte Prüffrage 
angeführte Voraussetzung (Art 4 Abs 7 lit c WRRL; in Ös-
terreich umgesetzt in § 104a Abs 2 Z 2 WRG14)) enthält 
zwei alternative Tatbestände;15) ansonsten müssen alle 
vier Voraussetzungen kumulativ vorliegen.
Der erste der beiden alternativen Tatbestände der lit c 
fordert das Vorliegen von Gründen „von übergeordnetem 
öffentlichen Interesse“, was man dahin versteht, dass 
eine Interessenabwägung ein Überwiegen der für das 
Vorhaben sprechenden Interessen ergeben muss, nicht 
aber ein von vornherein gegebenes übergeordnetes Inte-
resse im Sinne einer Mindesteingangsschwelle vorliegen 
muss.16) Der zweite Tatbestand stellt darauf ab, dass 
der Nutzen, den die Verwirklichung der Umweltziele des 
Art 7 Abs 1 WRRL17) für die Umwelt und die Gesellschaft 
hat, durch den Nutzen der neuen Änderungen für die 
menschliche Gesundheit, die Erhaltung der Sicherheit 
der Menschen oder die nachhaltige Entwicklung über-
troffen wird. Dieser zweite Tatbestand ist bis heute unklar 
geblieben,18) und man konstatiert für ihn in der Literatur 
keinen eigenen Anwendungsbereich.19)
Der EuGH hat nun in seinen Ausführungen in Rn 71 ff des 
Urteils vom 4. Mai 2016 einerseits seine diesbezügliche 
Prüfung damit eingeleitet, ob „das streitige Vorhaben […] 
im übergeordneten öffentlichen Interesse liege“ (Rn 71), 
andererseits aber anschließend ausgeführt, „dass die 
nationalen Behörden […] den erwarteten Nutzen des 
streitigen Vorhabens und die sich daraus ergebende 
Verschlechterung des Zustand des Oberflächenwasser-
körpers der Schwarzen Sulm gegeneinander abgewogen 
haben“ und „auf der Grundlage dieser Abwägung anneh-
men [durften], dass dieses Vorhaben zu einem Nutzen 
für die nachhaltige Entwicklung führe“ (Rn 74).
Der EuGH sieht somit die Anforderung des Art 4 Abs 7 
lit c WRRL ohne nähere Differenzierung zwischen den 
beiden Tatbestandselementen als umfassende Abwä-
gungsverpflichtung der nationalen Behörde an, welche 
„das streitige Vorhaben insgesamt“, nämlich dessen 
negative Auswirkungen auf den Gewässerzustand und 

dessen Vorteile für öffentliche Interessen (darunter die 
„nachhaltige Entwicklung“), festzustellen und gegen 
einander abzuwägen hat (Rn 80).
Der EuGH hat schon früher ausgesprochen, dass die 
öffentlichen Interessen, die bei der Abwägung zu beach-
ten sind, zB die Wasserversorgung, die Stromerzeugung 
und auch die Bewässerung sein können.20) Eindeutig 
hat der EuGH in Bezug auf die Erzeugung erneuerbarer 
Energie aus Wasserkraft nun klargestellt, dass dieses 
öffentliche Interesse eine Ausnahme gemäß Art 4 Abs 7 
WRRL rechtfertigen kann,21) indem er ausführt, dass „der 
Bau eines Wasserkraftwerks wie des von dem streitigen 
Vorhaben betroffenen tatsächlich im übergeordneten 
öffentlichen Interesse liegen kann“.
Dass die Erzeugung erneuerbarer Energie ein öffentli-
ches Interesse darstellt, begründet der EuGH in Rn 72 f 
zunächst mit Art 194 Abs 1 AEUV, der vorsieht, dass 
die Energiepolitik der Union im Geiste der Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten im Rahmen der Verwirk-
lichung oder des Funktionierens des Binnenmarkts und 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit der Erhaltung 
und Verbesserung der Umwelt folgende Ziele verfolgt: 
Sicherstellung des Funktionierens des Energiemarkts, 
Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit in der 
Union, Förderung der Energieeffizienz und von Energie-
einsparungen sowie Entwicklung neuer und erneuerba-
rer Energiequellen und Förderung der Interkonnektion 
der Energienetze.22)

14) § 104a Abs 2 setzt alle Anforderungen der WRRL wie folgt um: Es 
müssen alle praktikablen Vorkehrungen getroffen worden sein, um die 
negativen Auswirkungen auf den Zustand des Oberflächenwasser- oder 
Grundwasserkörpers zu mindern (Z 1), und die Gründe für die Änderun-
gen sind von übergeordnetem öffentlichen Interesse (Z 2 erster Fall), 
und/oder der Nutzen, den die Verwirklichung der in §§ 30a, c und d 
genannten Ziele für die Umwelt und die Gesellschaft hat, wird durch 
den Nutzen der neuen Änderungen für die menschliche Gesundheit, die 
Erhaltung der Sicherheit der Menschen oder die nachhaltige Entwicklung 
übertroffen (Z 2 zweiter Fall), und die nutzbringenden Ziele, denen diese 
Änderungen des Oberflächenwasser- oder Grundwasserkörpers dienen 
sollen, können aus Gründen der technischen Durchführbarkeit oder 
auf Grund unverhältnismäßiger Kosten nicht durch andere Mittel, die 
eine wesentlich bessere Umweltoption darstellen, erreicht werden (Z 3). 
Zudem sind die Gründe für ein Abweichen vom Verschlechterungsver-
bot im Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan (NGP) im Einzelnen 
darzulegen und alle sechs Jahre zu überprüfen (§ 104a Abs 4 WRG).

15) Formuliert in Art 4 Abs 7 lit c WRRL als „und/oder“-Voraussetzung. 
Vgl Bumberger/Hinterwirth, WRG2 (2013) § 104a K 24 mwN; Berger/
Berl (FN 11) 106.

16) Vgl EuGH 11. 09. 2012, C-43/10, Aachelos, Rn 67; Berger/Berl 
(FN 11) 106 mwN; aA Reichel, Zur Ausnahmegenehmigung nach § 104a 
WRG, ecolex 2012, 1025 (1027).

17) Umgesetzt in § 104a WRG als „Umweltziele der §§ 30a, c und d“ 
des WRG.

18) Siehe Füßer/Lau, Wasserrechtliches Verschlechterungsverbot und 
Verbesserungsgebot nach dem Urteil des EuGH zur Weservertiefung, 
NuR 2015, 589 (594) mwN; Berger/Berl (FN 11) 106; Reichel (FN 16) 
1025 (1027) mwN.

19) Vgl Füßer/Lau (FN 18) mwN.

20) EuGH 11. 09. 2012, C-43/10, Acheloos, Rn 67 dritter Spiegelstrich.

21) „Im Rahmen dieses Ermessens konnte die Republik Österreich […] 
zu Recht annehmen, dass das streitige Vorhaben, das auf die Förderung 
erneuerbarer Energien durch Wasserkraft abziele, im öffentlichen Inter-
esse liege“ (Urteil C-346/14, Rn 71).

22) Vgl EuGH 06. 09. 2012, C-490/10, Rn 65.
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23) Hervorhebungen durch den Autor.

24) Siehe dazu näher unten III.D.

25) VwGH 27. 03. 2014, 2010/10/0182.

26) Österreichischer Wasserkatalog, Erlass des BMLFUW v 30. 01. 2012, 
BMLFUW-UW. 4.  1. 2/0004-I/4/2012.

27) Vgl dazu Berger/Berl (FN 11).

28) Auf die Rsp zum Naturschutzrecht und zu § 17 ForstG (Rodungs-
bewilligung) kann daher insoweit zurückgegriffen werden. Vgl Berger/
Berl (FN 11) 106 mwN.

29) EuGH C-346/14, Rn 70 f.

30) Vgl Rn 74 und 79.

31) Zur Überprüfung der Interessenabwägung siehe unten III.E.

In Rn 73 des Urteils zur Schwarzen Sulm hält der EuGH 
fest, dass die Förderung erneuerbarer Energiequellen 
für die Union von hoher Priorität sei, was ua im Hinblick 
darauf gerechtfertigt sei, dass die Nutzung dieser Ener-
giequellen zum Umweltschutz und zur nachhaltigen Ent-
wicklung beiträgt und zur Sicherheit und Diversifizierung 
der Energieversorgung beitragen und die Erreichung der 
Kyoto-Ziele beschleunigen kann (vgl auch Urteil vom 
26. September 2013, IBV & Cie, C-195/12, Rn 56).23)
Der Einwand der Kommission, dass die relativ geringe 
erzeugte Energiemenge zu einer negativen Bewertung 
hätte führen müssen, wird vom EuGH in Rn 82 mangels 
ausreichend „spezifischer Rügen“ verworfen.24)
Mit dieser Entscheidung des EuGH steht fest, dass 
selbst bei kleineren Vorhaben (Kleinwasserkraftwerken) 
übergeordnete öffentliche Interessen vorliegen können. 
Auch wenn ein Abstellen auf die projektgemäß produzier-
te Strommenge von der Rechtsprechung in einem ande-
ren Zusammenhang – nämlich bei einem Naturschutz-
verfahren – vom VwGH als zulässig angesehen wurde, 
um eine Abwägungsentscheidung zu begründen,25) und 
auch die energiewirtschaftlichen Kriterien im Kriterien-
katalog des BMLFUW26) eine gewisse Gewichtung nach 
der Erzeugungsmenge vorsehen, so bedeutet dies auf 
Grundlage des Urteils des EuGH nun eindeutig nicht 
(mehr), dass Interessen einer dezentralen Energieerzeu-
gung auch im Falle einer geringeren Erzeugungsmenge 
keine Chance auf die Feststellung eines überwiegenden 
Interesses gegenüber der Verschlechterung des Gewäs-
serzustandes hätten – eine vollständige Prüfung aller 
Vorteile und nachteiligen Auswirkungen vorausgesetzt.
Anzumerken ist noch, dass zusätzlich zu den vom EuGH 
angeführten Interessen an der Erzeugung erneuerbarer 
Energie und des Klimaschutzes, dem ein immer größerer 
Stellenwert zukommt, auch das im österreichischen 
Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010 
enthaltene Ziel einer „dezentralen Energieerzeugung“ 
(§ 7 Abs 1 Z 7 ElWOG) ins Treffen geführt werden 
kann.27) Da der Begriff des „öffentlichen Interesses“ 
umfassend zu sehen ist,, werden darüber hinaus auch 
weitere öffentliche Interessen in Frage kommen, die etwa 
auch bei naturschutzrechtlichen oder forstrechtlichen 
Abwägungen eine Rolle spielen.28)

C. Interessenabwägung

Bei der Prüfung und Abwägung, ob ein konkretes Vor-
haben im „übergeordneten öffentlichen Interesse“ liegt, 
räumt der EuGH den Behörden der Mitgliedstaaten 
ausdrücklich „ein gewisses Ermessen“ ein. Der EuGH 
führt aus, dass die WRRL zwar allgemeine Grundsätze 
und einen Handlungsrahmen für den Gewässerschutz 
festgelegt habe und die grundlegenden Prinzipien und 
Strukturen für den Schutz und den nachhaltigen Ge-
brauch von Wasser in der Union koordiniere, integriere 
und langfristig weiterentwickeln solle, jedoch seien 
diese Grundsätze und dieser Rahmen später von den 
Mitgliedstaaten durch den Erlass konkreter Maßnahmen 
weiterzuentwickeln. Somit ziele die RL nicht auf eine 
vollständige Harmonisierung der wasserrechtlichen 

Vorschriften der Mitgliedstaaten ab, sondern räume 
ihnen eben ein gewisses Ermessen bei der Umsetzung 
ein.29)
Ausgehend davon liegt es somit im Spielraum der Mit-
gliedstaaten, wie die Ziele der WRRL im Zusammenhang 
mit den Zielen der Energiepolitik umgesetzt werden. Die 
Abwägung und allfällige Einräumung eines Vorranges für 
diese zum Teil gegenläufigen Interessen ist zunächst 
Sache des Gesetzgebers, soweit dieser sich dazu aber 
nicht konkret äußert, Sache der Vollziehung. Die Bewil-
ligungsbehörde hat daher im Rahmen der Entscheidung 
über die Bewilligung konkreter Energievorhaben diese 
Abwägung vorzunehmen, soweit keine exakten gesetz-
lichen Vorgaben vorliegen.
Um diese Abwägung vornehmen zu können, muss 
die Behörde die Gründe des streitigen Vorhabens, 
dessen Auswirkungen auf die Umwelt und die Vorteile 
dieses Vorhabens konkret und möglichst vollständig 
feststellen und darlegen. Nach dem Urteil des EuGH 
hat der Landeshauptmann entgegen der Ansicht der 
Kommission im Bescheid von 2007 den erwarteten 
Nutzen des streitigen Vorhabens und die sich daraus 
ergebende Verschlechterung des Zustands des Ober-
flächenwasserkörpers der Schwarzen Sulm ausreichend 
gegen einander abgewogen. Dabei konnte die Behörde 
sich auch auf ein Gutachten des Instituts für Elektrizi-
tätswirtschaft und Energieinnovation stützen, das von 
der Projektwerberin vorgelegt worden war und in dem 
„eine Erzeugung von Wasserkraft von 2 Promille der 
regionalen und 0,4 Promille der nationalen Erzeugung“ 
festgestellt wurde.30)
Unter Berücksichtigung des den nationalen Behörden 
eingeräumten „gewissen Ermessens“ (Rn 70)31) kam 
der EuGH zum Schluss, dass auf der Grundlage der in 
Rn 77–80 von ihm wiedergegebenen Abwägung ange-
nommen werden durfte, dass das Vorhaben zu einem 
Nutzen für die nachhaltige Entwicklung führe, dass alle 
praktikablen Vorkehrungen getroffen worden seien, um 
die negativen Auswirkungen des Vorhabens auf den 
Zustand des Oberflächenwasserkörpers zu mindern, 
und dass die Ziele dieses Vorhabens nicht aus Gründen 
der technischen Durchführbarkeit oder aufgrund unver-
hältnismäßiger Kosten durch andere Mittel, die eine 
wesentlich bessere Umweltoption darstellten, erreicht 
werden könnten.
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D. Alternativenprüfung

Zur Voraussetzung des Vorliegens einer besseren Um-
weltoption iS des Art 4 Abs 7 lit d WRRL geben die vom 
EuGH an die Wiedergabe der Ausführungen im Bescheid 
der Wasserrechtsbehörde anschließenden Aussagen 
gewisse Hinweise:
Der EuGH fügt zunächst einen Hinweis auf den NGP 2009 
ein, der gemäß Art 4 Abs 7 Buchst b der WRRL eine Prü-
fung des erwarteten Nutzens des streitigen Vorhabens 
einschließe, und führt dann aus, dass der Landeshaupt-
mann als Wasserrechtsbehörde sich bei der Prüfung 
des Vorhabens „nicht bloß in abstrakter Weise auf das 
übergeordnete allgemeine Interesse gestützt [habe], das 
die Erzeugung erneuerbarer Energien darstellt, sondern 
seiner Schlussfolgerung, dass die Bedingungen für eine 
Ausnahme vom Verschlechterungsverbot erfüllt seien, 
eine detaillierte und spezifische wissenschaftliche Prü-
fung dieses Vorhabens zugrunde gelegt“ habe (Rn 80).32) 
Die im Bescheid im Einzelnen dargestellten nutzbringen-
den Ziele des konkreten Vorhabens könnten nicht durch 
andere Mittel, die eine wesentlich bessere Umweltoption 
darstellen, erreicht werden. Somit habe aufgrund der „de-
taillierten und spezifischen wissenschaftlichen Prüfung 
dieses Vorhabens“ zurecht angenommen werden können, 
dass „das streitige Vorhaben […] angesichts der von die-
sem zu erwartenden Vorteile“ alle Voraussetzungen des 
Art 4 Abs 7 WRRL erfüllt.
Die Rüge der Kommission, dass die Wasserkraft nur 
eine neben anderen erneuerbaren Energiequellen sei 
und dass die Energie, die von dem gegenständlichen 
Wasserkraftwerk erzeugt werde, nur geringfügige Aus-
wirkungen auf die Stromversorgung auf regionaler und 
nationaler Ebene habe, wird „mangels spezifischer Rü-
gen“ der Kommission verworfen. Insbesondere wird hier 
ausgeführt, die Kommission habe weder eine mangelnde 
Verlässlichkeit der prognostizierten Energieerzeugung 
aufgezeigt noch ihrerseits Vergleichskriterien ins Treffen 
geführt, anhand derer die geplante Elektrizitätserzeu-
gung im Verhältnis zum Umfang dieses Vorhabens als 
gering eingestuft werden könnte.
Diese Ausführungen zur Alternativenprüfung zeigen, 
dass bei der Prüfung der besseren Umweltoption nicht 
etwa Windkraftwerke oder die Energieeinsparung der 
Errichtung des beantragten Wasserkraftwerkes gegen-
übergestellt werden können, vielmehr ist das konkrete 
Vorhaben mit allen seinen unmittelbaren und mittelba-
ren Auswirkungen detailliert und spezifisch zu prüfen. 
Daraus ist zu folgern, dass jene Alternativen, die als 
bessere Umweltoption in Frage kommen können, im 
Projektgenehmigungsverfahren immer mit Blick auf das 
eingereichte Projekt und die Verfügungsmöglichkeiten 
des Antragstellers zu betrachten sind. Insbesondere 
würde daher die Berücksichtigung anderer, alternativer 
Energiegewinnungsformen den Art 4 Abs 7 lit d bzw 
die gesetzliche Grundlage des § 104 Abs 2 Z 3 WRG 
überschreiten.33) Nach Literatur und Rechtsprechung ist 
eine Umweltoption insbesondere dann „besser“, wenn 
sie das Gewässer weniger beeinträchtigt oder bei glei-
cher Beeinträchtigung höheren Nutzen verspricht.34)

E.  Überprüfbarkeit der zur Ausnahmebewilligung 
führenden Abwägung

Die Entscheidung des EuGH bedeutet trotz des Hinwei-
ses auf ein „Ermessen“ nicht, dass die vorgenommene 
Abwägungsentscheidung inhaltlich nicht überprüft wer-
den könnte.
Selbstverständlich ist sie im Rechtsmittelweg überprüf-
bar, und die Verfahrensparteien können Rügen gegen 
die Abwägung erheben. Der Hinweis, dass den Mitglied-
staaten „ein gewisses Ermessen“ eingeräumt sei, ist 
dahin zu interpretieren, dass einem auf Grund einer 
Interessenabwägung ergangenen Bescheid eine Wert-
entscheidung zu Grunde liegt, bei der die konkurrieren-
den Interessen idR nicht berechenbar und damit nicht 
anhand zahlenmäßiger Größen konkret vergleichbar 
sind. Dieser Umstand erfordert es – sowohl nach dem 
Urteil des EuGH als auch nach der Rsp des VwGH –, die 
für und gegen ein Vorhaben sprechenden Argumente 
möglichst umfassend und präzise zu erfassen und ein-
ander gegenüberzustellen, um die Wertentscheidung 
transparent und nachvollziehbar zu machen.35)
Die Rechtmäßigkeit der Wertentscheidung ist somit im 
Allgemeinen daran zu messen, ob das „Abwägungsmate-
rial“ in einer diesen Grundsätzen entsprechenden Weise 
in der Begründung des Bescheides dargelegt und die 
Abwägung der konkurrierenden Interessen im Einklang 
mit Denkgesetzen, Erfahrungssätzen und – gegebenen-
falls – Erkenntnissen der Wissenschaft erfolgte.36) Dem 
Urteil des EuGH entsprechend ist hinzuzufügen, dass die 
Prüfung nicht bloß in abstrakter Weise erfolgen darf, son-
dern eine detaillierte und spezifische wissenschaftliche 
Prüfung des Vorhabens vorzunehmen ist.
Entspricht die Begründung eines Bescheides, der auf 
einer Interessenabwägung beruht, diesen Anforderun-
gen, so kann mit der bloßen Behauptung, die Behörde 
habe zu Unrecht den einen oder den anderen öffentli-
chen Interessen höheres Gewicht beigemessen, keine 
Rechtswidrigkeit aufgezeigt werden; liegt es doch im 
Wesen einer solchen Interessenabwägung, dass sich 
die Behörde für die Zurückstellung der einen oder der 
anderen Interessen zu entscheiden hat.
Mit Blick auf die österreichische Rsp ist noch darauf 
hinzuweisen, dass es für eine verfahrensmangelfreie 
Prüfung nicht ausreichen kann, wenn die Behörde aus-
schließlich ein vom Projektwerber vorgelegtes Gutachten 
(etwa zur erzeugten Strommenge und deren Verhältnis 
zur regionalen und nationalen Stromerzeugung) heran-
zieht, ohne damit auch einen von der Behörde bestellten 
Sachverständigen zu befassen. Nach der Rechtspre-

32) Hervorhebungen durch den Autor.

33) Vgl Berger/Berl (FN 11) 107 bei Fn 72 ff.

34) Oberleitner/Berger, WRG³ (2011) § 104a, Rz 6; Berger/Berl 
(FN 11) 107; US 05. 12. 2012, 2 A/2010/18-245 Oberinntal Gemein-
schaftskraftwerk.

35) Vgl VwGH 22. 12. 2011, 2008/07/0123; st Rsp.

36) So wörtlich VwGH 22. 12. 2011, 2008/07/0123.
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chung des VwGH kann eine behördliche Entscheidung 
nicht ausschließlich auf ein Privatgutachten gestützt 
werden, es bedarf vielmehr der Überprüfung durch 
einen behördlichen Gutachter, der zumindest die Plau-
sibilität der vorgelegten Unterlagen des Projektwerbers 
zu prüfen hat.37)

IV. Das Erkenntnis des VwGH vom 24. Mai 2016

Der VwGH hatte im Gegensatz zum EuGH nicht mehr den 
ursprünglichen Bewilligungsbescheid aus 2007 nach 
§ 104a WRG zu prüfen; diese Aufgabe hat ihm zwischen-
zeitig der Verfassungsgerichtshof abgenommen. Der 
VfGH hat im Verfahren gegen jenen Berufungsbescheid 
des BMLFUW vom 30. 11. 2009, mit dem die Bewilligung 
vom 24. 5. 2007 – in Stattgebung einer Berufung des 
Wasserwirtschaftlichen Planungsorgans (WPO) – in eine 
Antragsabweisung abgeändert worden war, dem WPO 
die Berufungslegitimation abgesprochen, weil diese als 
verfassungswidrig beurteilt wurde. Der VfGH hat den 
das Vorhaben abweisenden Berufungsbescheid in der 
Folge aufgehoben.38) Die Bestimmung des § 55 Abs 5 
WRG wurde novelliert.39)
In der Folge regte allerdings der BMLFUW beim Landes-
hauptmann der Steiermark die Einleitung eines Verfah-
rens nach § 21a WRG an. Die vom BMLFUW als rechts-
widrig beurteilte Bewilligung vom 24. Mai 2007 selbst 
war ja durch die Aufhebung des Berufungsbescheides 
und die nunmehr entfallene Berufungslegitimation des 
WPO in diesem Verfahren nicht mehr angreifbar.
In dem nun eingeleiteten § 21a-Verfahren nahm die 
erstinstanzliche Wasserrechtsbehörde zugleich eine 
Neubewertung des Gewässerzustands der Schwarzen 
Sulm vor und stufte diesen nicht mehr (wie im Bewil-
ligungsbescheid vom 24. Mai 2007) als „sehr gut“, 
sondern nur mehr als „gut“ ein, weshalb eine Ausnah-
mebewilligung nach § 104a WRG überhaupt entbehrlich 
sein sollte. Dagegen argumentierte der BMLFUW mit 
einer Amtsbeschwerde, dass eine Neueinstufung im 
Rahmen eines Verfahrens (außerhalb des NGP) unzuläs-
sig sei und dass – anstelle der im § 21a-Verfahren vom 
Landeshauptmann lediglich vorgeschriebenen Vorlage 
von Unterlagen zum Zweck der Anpassung der Pflicht-
wasserabgabe – die Ausnahmebewilligung nachträglich 
versagt werden müsse.
Mit diesem Themenkomplex setzte sich die Generalan-
wältin Kokott in ihren Schlussanträgen im Vertrags-
verletzungsverfahren C-346/14 auseinander,40) wobei 
sie ihre Ausführungen ua mit einem in Altgriechisch 
wiedergegebenen Hinweis auf Konfuzius begründet, der 
sinngemäß lautet (Rn 53):
„Einen Fehler machen und nichts ändern, das ist der 
Fehler“ (Analekten 15, 29).
Kokott hielt es für zulässig, die für einen Bewirtschaf-
tungsplan geltenden Bewertungsmaßstäbe erst in einem 
Bewilligungsverfahren zutreffend anzuwenden und somit 
im konkreten Fall Fehler im NGP korrigieren zu dürfen, 
ohne auf die nächste Überarbeitung des Planes warten 
zu müssen.41)

Wer sich zu dieser Frage auch Aussagen der mit der 
Schwarzen Sulm befassten Gerichte erwartet hatte, 
wurde nun aber nicht nur vom EuGH enttäuscht, der 
auf den § 21a-Bescheid aus prozessualen Gründen 
nicht einging, sondern auch vom VwGH, der – obwohl 
Verfahrensgegenstand bei ihm ausschließlich die Amts-
beschwerde des BMLFUW gegen den § 21a-Bescheid 
war – keine explizite Aussage zu dieser für die Praxis 
bedeutsamen Frage getroffen hat.
Der VwGH42) führt aus, dass Prozessgegenstand des 
Amtsbeschwerdeverfahrens gemäß § 116 Abs 1 lit a 
WRG43) im vorliegenden Fall allein ein Widerspruch zu 
„gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften“ sein könne. 
Diesen Widerspruch sieht der beschwerdeführende 
BMLFUW in einer rechtswidrigen Auslegung des § 12 
Qualitätszielverordnung Ökologie Oberflächengewässer 
(QZV Ökologie OG),44) die im Ergebnis dazu führen würde, 
einen bislang als „sehr gut“ ausgewiesenen Wasserkör-
per als „gut“ zu bewerten. Eine solche Vorgangsweise 
verunmögliche die Anwendung der Bestimmung des 
Art 4 WRRL, wonach Verschlechterungen eines Ober-
flächenwasserkörpers nur in Ausnahmefällen zulässig 
seien. Die richtige Interpretation des § 12 QZV Ökologie 
OG hätte zu einer Bewertung als „sehr gut“ geführt, 
welcher Umstand in weiterer Folge – entgegen dem 
Bescheid der belangten Behörde vom 24. Mai 2007 – 
die Versagung der Ausnahmebewilligung gemäß § 104a 
WRG 1959 herbeigeführt hätte. Die Neubewertung des 

37) VwGH 17. 12. 2015, 2012/07/0137.

38) Die Aufhebung der Bestimmungen des WRG über die dem Lan-
deshauptmann als erkennende Behörde in Genehmigungsverfahren 
zugleich verliehene Parteistellung und Rechtsmittelbefugnis als wasser-
wirtschaftliches Planungsorgan erfolgte wegen Verfassungswidrigkeit 
(Verstoß gegen Organisationskonzept und Rechtsschutzkonzept der 
Bundesverfassung) mit Erk des VfGH v 16. 03. 2012, G 126/11; die 
Aufhebung des Berufungsbescheides des BMLFUW mit Entscheidung 
des VfGH v 16. 03. 2012, B 51/10. Der VwGH hat das auch bei ihm 
anhängige Beschwerdeverfahren gegen den Berufungsbescheid daher 
als gegenstandslos eingestellt.

39) Die Rechtsmittellegitimation des WPO gilt seit der Novelle BGBl 
I 98/2013 „nicht für Verfahren, in denen der Landeshauptmann als 
Behörde zur Entscheidung berufen ist“.

40) Schlussanträge der Generalanwältin Juliane Kokott v 03. 09. 2015, 
C-346/14.

41) Schlussanträge Rn 52 ff.

42) Der VwGH hat den vorliegenden, mit Ablauf des 31. 12. 2013 bei 
ihm anhängigen Beschwerdefall nach § 79 Abs 11 letzter Satz VwGG 
auf Grundlage der bis zum Ablauf des 31. 12. 2013 geltenden Bestim-
mungen geprüft.

43) Die geltende Fassung des § 116 Abs 1 WRG sieht eine Amtsbe-
schwerde des BMLFUW gegen Entscheidungen vor, wenn dies zur 
Wahrung einer einheitlichen Handhabung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes sowie der Einhaltung unionsrechtlicher Vorschriften 
und zwischenstaatlicher Vereinbarungen erforderlich ist. Er kann von 
der Verwaltungsbehörde die Zustellung eines auf der Grundlage des 
WRG getroffenen Bescheides von grundsätzlicher Bedeutung binnen drei 
Monaten ab Erlassung verlangen und innerhalb der gemäß § 7 Abs 4 
Z 5 VwGVG festgelegten Frist Beschwerde an das Verwaltungsgericht 
erheben. Weiters kann der BMLFUW gegen eine auf der Grundlage 
des WRG getroffene Entscheidung des Verwaltungsgerichts innerhalb 
der gemäß § 26 Abs 1 Z 5 VwGG festgelegten Frist Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof erheben (§ 116 Abs 2 WRG 1959 idF BGBl I 82 
und 97/2013).

44) BGBl II 99/2010 idF BGBl II 461/2010.
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45) Vgl Oberndorfer, Die österreichische Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(1983) 92.

46) Siehe dazu etwa Eisenberger/Bayer, Durchbricht das Weser-Urteil 
die Rechtskraft?, RdU-UT 2016/11.

47) Oberleitner/Berger, WRG3 (2011) § 21a Rz 12. Auch bei Versäumnis-
sen der Behörde anlässlich der Erteilung der Bewilligung ist ein Vorgehen 
nach § 21a möglich (VwGH 21. 09. 1995, 95/07/0037, RdU 88/1996 
mwN; 24. 10. 1995, 94/07/0135, RdU 50/1997; 11. 07. 1996, 
93/07/0180, RdU 99/1998; 11. 09. 1997, 94/07/0166, RdU 81/1998; 
14. 12. 2000, 98/07/0048; stRsp).

48) Dazu siehe im konkreten Fall auch VwGH 29. 01. 2015, Ro 
2014/07/0028–7, und die unten behandelte abschließende Entschei-
dung des VwGH v 30. 06. 2016, Ro 2014/07/0028.

49) Vgl Oberleitner/Berger, WRG3 (2011) § 21a Rz 13.

50) VwGH 30. 06. 2016, Ro 2014/07/0028.

51) EuGH 08. 03. 2011, C-240/09, Lesoochranarske zoskupenie VLK.

52) Vgl die Beschlüsse v 26. 11. 2015, Ra 2015/07/0051 und 
Ra 2015/07/0055.

Oberflächenwasserkörpers durch die belangte Behörde 
sei der Versuch, deren ursprünglich unionsrechtlichen 
Vorschriften widersprechenden Bewilligungsbescheid 
mit einer neuerlich unionsrechtlichen Vorschriften (An-
hang V der WRRL) widersprechenden Interpretation im 
Nachhinein zu sanieren.
Der VwGH führt aus, dass diese Argumentation seit 
dem Urteil des EuGH vom 4. Mai 2016 im Vertrags-
verletzungsverfahren der Kommission gegen Österreich 
„jeglicher Grundlage“ entbehre. Die Amtsbeschwerde 
gehe davon aus, dass der Oberflächenwasserkörper 
richtig als „sehr gut“ bewertet hätte werden müssen und 
dies zur Versagung der Bewilligung gemäß § 104a WRG 
geführt hätte; der EuGH habe aber diese dem § 21a-Ver-
fahren zugrunde liegende Ansicht des BMLFUW nicht 
geteilt. Angesichts dessen könne es „dahinstehen, ob 
die nachträglich in der Begründung des angefochtenen 
Bescheides vorgenommene Bewertung des Oberflächen-
wasserkörpers als ‚gut‘ ihrerseits unionsrechtswidrig 
gewesen ist oder nicht“.
Das begründet der VwGH zum einen damit, dass die 
Begründung des Bescheids des Landeshauptmanns 
der Rechtskraft nicht fähig sei und damit keine über 
den Einzelfall hinausgehende Bindungswirkung ent-
falte; zum anderen sei im Amtsbeschwerdeverfahren 
das Rechtsschutzbedürfnis im Interesse des Organs 
an der Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung des 
objektiv rechtmäßigen Zustandes zu erblicken.45) An-
gesichts der Ausführungen des EuGH in seinem Urteil 
C-346/14 erweise sich die Bewilligung der belangten 
Behörde vom 24. Mai 2007 auch unter unionsrechtli-
chen Gesichtspunkten als rechtmäßig, woran der allein 
bindende Spruch des angefochtenen Bescheides vom 
4. September 2013 nichts zu ändern vermöge. Da der 
VwGH „zu einer rein abstrakten Prüfung der Rechtmä-
ßigkeit eines Bescheides – im vorliegenden Fall seiner 
Begründungsausführungen – nicht berufen [ist und] die 
in der Amtsbeschwerde aufgeworfenen Rechtsfragen 
unionsrechtlicher Natur […] nur (mehr) theoretische 
Bedeutung“ hätten, sei die Beschwerde als unbegründet 
anzuweisen gewesen.
Damit konnte sich der VwGH eine Auseinandersetzung 
mit der Frage, ob im Verfahren nach § 21a WRG auch 
nachträgliche Änderungen von Abwägungsentscheidun-
gen betreffend Ausnahmen vom Verschlechterungsver-
bot zulässig wären,46) aus nachvollziehbaren Gründen 
(nicht nur der Prozessökonomie) ersparen.
Anwendungsfälle für § 21a sind zwar nicht nur gravieren-
de Veränderungen der wasserwirtschaftlichen Situation, 
sondern auch nach der Erteilung der Bewilligung erkenn-
bar werdende Umstände, auf die bei der Bewilligung 
nicht geachtet wurde oder die unrichtig eingeschätzt 
wurden, wozu auch Umstände zählen können, die bereits 
bei Erteilung der Bewilligung bestanden haben, aber 
dabei nicht berücksichtigt wurden.47) Grundsätzlich ist 
das Verfahren nach § 21a WRG nicht dazu geeignet, die 
Frage der Bewilligungsfähigkeit nochmals – ohne dass 
ursprünglich nicht berücksichtigte Umstände in das Ver-
fahren eingeführt würden – neuerlich zu prüfen.48) Ein 

Entzug der Bewilligung, wie ihn der BMLFUW anstrebte, 
wäre nach § 21a WRG nur dann möglich, wenn – auf 
Grundlage des nunmehrigen Sachverhalts – nach § 105 
(oder § 104a) WRG eine Versagung der Bewilligung 
geboten wäre.49)
Dass dies aufgrund der vom EuGH als zutreffend be-
urteilten Ausnahmebewilligung nicht der Fall ist, folgt 
aus dem vom VwGH zitierten, im gegenständlichen Fall 
ergangenen Urteil des EuGH vom 4. Mai 2016.

V. Das Erkenntnis des VwGH vom 30. Juni 2016

Dass der Fall „Schwarze Sulm“ damit noch nicht abge-
schlossen war, ergab sich daraus, dass gegen einen vom 
BMLFUW erlassenen Bescheid, mit dem die Berufung 
einer Umweltorganisation gegen den § 21a-Bescheid 
des Landeshauptmannes vom 4. September 2013 
mangels Parteistellung zurückgewiesen worden war, 
noch eine Revision beim VwGH anhängig war.
Mit Erkenntnis vom 30. Juni 201650) hat der VwGH die-
se Revision als unbegründet abgewiesen, wobei aber 
wasserrechtliche Fragen nur ganz am Rande behandelt 
wurden. Vorrangig geht es in diesem Erkenntnis um Fra-
gen der Aarhus-Konvention, da die revisionswerbende 
Umweltorganisation geltend machte, sie habe aufgrund 
des Art 9 Abs 3 dieses Übereinkommens und des Urteils 
des EuGH im Fall des „slowakischen Braunbären“51) 
Parteienrechte oder zumindest Rechtsmittelbefugnis 
im wasserrechtlichen Verfahren. Der VwGH hat zwar 
schon früher dem EuGH die Frage zur Vorabentschei-
dung vorgelegt, ob aufgrund des Unionsrechtes Um-
weltorganisationen auch außerhalb der von Art 9 Abs 2 
Aarhus-Konvention erfassten UVP- und IPPC-Verfahren 
Parteistellung (oder Überprüfungsrechte) einzuräumen 
wäre(n),52) doch fehlte es dem VwGH im vorliegenden Fall 
einerseits an einer ausreichend konkreten Bezugnahme 
der Revisionswerberin auf aus der WRRL ableitbare 
Rechte im Verfahren nach § 21a WRG; andererseits 
handelte es sich im vorliegenden Fall nicht um ein 
Bewilligungsverfahren, sondern um ein Verfahren zur 
Vorschreibung nachträglicher Auflagen. Dieses sei nicht 
der geeignete „Ort“, um die Untersagung der Ausübung 
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53) So die stRsp von EuGH und VwGH; vgl die Hinweise bei VwGH 
30. 06. 2016, Ro 2014/07/0028, Rn 70 ff, 79.

54) Vgl EuGH 08. 03. 2011, C-240/09, Lesoochranarske zoskupenie 
VLK, ua.

55) Siehe dazu zuletzt Hauer, Aktuelle Fragen der Verfahrensbeteiligung, 
RdU-UT 2016/16 – Sonderheft Energierechtstag 2016, 103 (106 ff).

56) Art 47 Abs 1 der Grundrechtecharta der EU lautet: „Jede Person, 
deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder Freiheiten 
verletzt worden sind, hat das Recht, nach Maßgabe der in diesem 
Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen wirksamen 
Rechtsbehelf einzulegen.“

der erteilten wasserrechtlichen Bewilligung geltend zu 
machen. Der Bewilligungsbescheid vom 24. Mai 2007 
selbst sei in diesem Verfahren nicht zu überprüfen.
Damit streifte der Fall „Schwarze Sulm“ eine der aktuell 
umstrittensten Fragen des Umweltrechts: die Auswir-
kungen des – nicht unmittelbar anwendbaren53) – Art 9 
Abs 3 der Aaarhus-Konvention auf Umweltrechtsfälle 
unterhalb der UVP- und IPPC-Schwelle. Art 9 Abs 3 regelt, 
über das sich aus Art 9 Abs 2 für UVP- und IPPC-Vor-
haben ergebende gerichtliche Überprüfungsrecht von 
Entscheidungen in umweltrechtlichen (Genehmigungs-)
Verfahren für Mitglieder der betroffenen Öffentlich-
keit hinausgehend, dass Mitglieder der Öffentlichkeit 
generell „Zugang zu verwaltungsbehördlichen oder 
gerichtlichen Verfahren haben, um die von Privatperso-
nen und Behörden vorgenommenen Handlungen und 
begangenen Unterlassungen anzufechten, die gegen 
umweltbezogene Bestimmungen ihres innerstaatlichen 
Rechts verstoßen“. Trotz fehlender Umsetzung des Art 9 
Abs 3 des Aarhus-Übereinkommens im Recht der Union 
proklamiert der EuGH in einigen Entscheidungen, dass 
das innerstaatliche Recht so auszulegen sei, dass es in 
den vom Recht der Union erfassten Bereichen so weit 
wie möglich mit den in Art 9 Abs 3 Aarhus-Konvention 
festgelegten Zielen stehe.54)
Aus den oben dargelegten Gründen hat der VwGH im 
vorliegenden Fall keine Notwendigkeit zur Einräumung 
eines Überprüfungsrechtes an Umweltorganisationen im 
§ 21a-Verfahren gesehen und er hat auch nicht abge-
wartet, bis der EuGH über seine Vorlage vom November 
2014 entscheidet.
Da ein Eingehen auf Fragen der Aarhus-Konvention 
den Rahmen des vorliegenden Beitrages sprengen 
würde,55) sei zum Erkenntnis des VwGH vom 30. Juni 

2016 nur angemerkt, dass diesem entnommen werden 
kann, dass ohne konkrete Berufung auf bestimmte 
Unionsrechte (auch im Sinne des Art 47 Abs 1 GRC)56) 
keine Befassung mit Rechtsmitteln von Mitgliedern der 
betroffenen Öffentlichkeit auf Grundlage des Art 9 Abs 3 
Aarhus-Konvention in Betracht kommt.

VI. Resümee

Die zahlreichen Verfahren um das Wasserkraftwerk an 
der Schwarzen Sulm in der Steiermark haben weit über 
das konkrete Vorhaben hinaus bedeutsame Erkenntnis-
se gebracht – von der Aufhebung der Rechtsmittellegiti-
mation des Wasserwirtschaftlichen Planungsorgans in 
Verfahren, in denen der Landeshauptmann als Behörde 
zur Entscheidung berufen ist, bis zur Auslegung des 
Ausnahmetatbestandes des Art 4 Abs 7 WRRL. Vor 
allem die Aussagen des EuGH zur Interessenabwägung 
im Rahmen der Erteilung einer Ausnahmebewilligung 
nach § 104a Abs 2 WRG sind von großer praktischer 
Bedeutung.
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Impressum

A u t o r i n n e n   u n d   A u t o r e n   d i e s e s   H e f t e s

Dragana Damjanovic wird das Thema Verfassungsrechtliche Vorgaben für die Privatwirtschaftsverwaltung weiter 
aufgreifen und sich mit rechtlichen Problemfeldern der Kommunalwirtschaft beschäftigen. Zwei Beiträge, zum 
einen von Gerhard Muzak und zum anderen von Elisabeth Stampfl-Blaha, werden sich den demokratischen und 
internationalen Rahmenbedingungen des Normenwesens sowie dem neuen Normengesetz widmen. Verena Madner 
und Katharina Parapatics werden mit einer Abhandlung zum Raumordnungsrecht als Instrument der Klima- und 
Energiepolitik die Beschäftigung der ÖZW mit den Schnittstellen von Wirtschafts- und Umweltrecht weiterführen. 
Ein Besprechungsaufsatz zu neueren glücksspielrechtlichen Entscheidungen von Katrin Allram und die übliche 
Buchbesprechung vervollständigen die „Weihnachtsausgabe“ der ÖZW.
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